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Am 19. März 2019 hat die Corte suprema di Cassazione (italienisches Oberstes
Kassationsgericht) ihr Urteil zur Berufungsklage verkündet, die Reti Televisive
Italiane S.p.A. (einer der wichtigsten italienischen Rundfunkveranstalter - RTI)
gegen die im Januar 2015 im Fall RTI gegen Yahoo! erlassene richtungsweisende
Entscheidung des Mailänder Berufungsgerichts eingelegt hatte.

Ausgangspunkt des Falls war eine von RTI im Jahr 2009 gegen Yahoo!, den
Anbieter des Yahoo!-Videodienstes, eingereichte Klage, durch die erreicht werden
sollte, dass letzterer wegen Urheberrechtsverletzungen gegenüber RTI verurteilt
wird. Die Klage beruhte auf der Tatsache, dass verschiedene von Nutzern ohne
die Zustimmung von RTI hochgeladene Videos von RTI auf der Yahoo!-Video-
Plattform bereitgestellt wurden.

Die erste Instanz des Mailänder Gerichts gab den Forderungen von RTI statt und
erklärte, dass Yahoo! durch die Bereitstellung dieser Inhalte die Urheberrechte
des Klägers verletzt habe.

Im Jahr 2015 hob das Mailänder Berufungsgericht die Entscheidung auf und
bestätigte, dass Yahoo! angesichts seiner Rolle als bloßer Vermittler, der die von
Dritten hochgeladenen Inhalte nicht überwacht oder verwaltet, nicht haftbar
gemacht werden könne. Yahoo! habe folglich als Hosting-Anbieter agiert - und sei
somit durch die „Safe-Harbour“-Regelung gemäß Artikel 16 der E-Commerce-
Verordnung (Gesetzesdekret Nr. 70/2003) und Artikel 14 der Richtlinie über den
elektronischen Geschäftsverkehr („E-Commerce-Richtlinie“ - 2000/31/EG)
geschützt. Vor allem erkannte das Mailänder Berufungsgericht die Unterscheidung
zwischen aktiven und passiven Hosting-Anbietern nicht an, die in einigen Urteilen
getroffen wird, besonders in jenen des Gerichts in Rom. Das Mailänder
Berufungsgremium identifizierte die Kategorie der „fortgeschrittenen“ Hosting-
Anbieter, welche nicht außerhalb des Geltungsbereichs der durch die E-
Commerce-Gesetzgebung vorgesehenen „Safe-Harbour“-Regelung fallen. RTI
legte gegen diese Entscheidung Berufung beim Kassationsgericht ein. Das
Kassationsgericht hob die Entscheidung des Berufungsgerichts unter Bezugnahme
auf wichtige Rechtsgrundsätze auf und verwies den Fall an das Berufungsgericht
zurück, damit dieses entscheide, welche Voraussetzungen die Mitteilung an den
Anbieter erfüllen muss, um den gesetzlichen Vorschriften zu entsprechen.
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In Anbetracht der vorherrschenden Auslegung des Gerichtshofs der Europäischen
Union (Curia) und neuer legislativer Entwicklungen auf der Ebene der
Europäischen Union erkannte das Kassationsgericht an, dass zwischen aktiven
und passiven Hosting-Anbietern ein Unterschied besteht. Das Gericht legte den
folgenden Rechtsgrundsatz fest: „Der aktive Hosting-Anbieter ist ein Anbieter von
Diensten der Informationsgesellschaft, der eine Tätigkeit ausführt, die über einen
rein technischen, automatischen und passiven Dienst hinausgeht und vielmehr in
einem aktiven Verhalten besteht, indem er bei der rechtswidrigen Tätigkeit mit
anderen zusammenarbeitet; dementsprechend kommt dem aktiven Hosting-
Anbieter nicht die in Artikel 16 des Dekrets verankerte Safe-Harbour-
Haftungsregelung zugute und seine Haftung sollte auf der Grundlage der
allgemeinen Haftungsregelungen festgestellt werden.“

Zu diesem Zweck führte das Gericht einige Faktoren an, die nahelegen, dass der
Hosting-Anbieter eine aktive Rolle übernimmt (nicht alle müssen zutreffen):
(i) Filterung, (ii) Auswahl, (iii) Indexierung, (iv) Organisation, (v) Katalogisierung,
(vi) Aggregation, (vii) Evaluation, (viii) Nutzung, (ix) Änderung, (x) Entnahme oder
(xi) Bewerbung von Inhalten, wenn diese im Rahmen einer geschäftsorientierten
Verwaltung des Dienstes erfolgt, sowie Verfahren zur Nutzerprofilerstellung zur
Kundenbindung. Diese Tätigkeiten führen im Ergebnis letztlich dazu, dass „[…] die
Nutzung der Inhalte durch unbestimmte Nutzer auf nicht passive Weise ergänzt
und aufgewertet wird“.

Das Gericht befasste sich anschließend mit der Haftungsproblematik, wobei es
sich bei seiner Analyse auf Artikel 16 der E-Commerce-Verordnung konzentrierte
und den folgenden Rechtsgrundsatz festlegte: „Im Rahmen von Diensten der
Informationsgesellschaft besteht die Haftung für den Hosting-Anbieter gemäß
Artikel 16 der E-Commerce-Verordnung, wenn der Anbieter nicht unverzüglich die
widerrechtlichen Inhalte entfernt sowie wenn er sie weiter bereitstellt, unter der
Voraussetzung, dass die folgenden Bedingungen erfüllt sind: (i) dem Anbieter ist
die durch den Nutzer des Dienstes ausgeübte rechtswidrige Tätigkeit bewusst, da
er vom Rechteinhaber oder von Dritten durch eine Mitteilung darüber in Kenntnis
gesetzt wurde; (ii) die Rechtswidrigkeit des Verhaltens des Nutzers ist auf
angemessene Weise nachweisbar, sofern der Betreiber ein entsprechendes Maß
an Sorgfalt walten lässt, welches man vernünftigerweise von einem
professionellen Internetdienstanbieter zu einem bestimmten Zeitpunkt erwarten
kann, sodass der Anbieter, wenn er es unterlässt, die Rechtswidrigkeit des Inhalts
festzustellen, grob fahrlässig handelt; (iii) der Anbieter hat die Möglichkeit,
zweckdienlich zu handeln, da er in ausreichend konkreter Weise auf die
rechtswidrigen Inhalte hingewiesen wurde, die entfernt werden sollen.“

In dieser Hinsicht unterstrich das Kassationsgericht, dass die Haftung eines
Hosting-Anbieters auf zwei bestimmten Faktoren beruht, nämlich (i) der
Rechtswidrigkeit des bereitgestellten Inhalts, die sich wiederum aus der
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Verletzung der Rechte Dritter durch ein zivilrechtliches Vergehen oder eine
Straftat ergibt, zum Beispiel eine Urheberrechtsverletzung; und (ii) dem Wissen
über diese Rechtswidrigkeit, was bedeutet, dass die Haftung des Hosting-
Anbieters nur dann bestehen kann, wenn letzterer es schuldhaft unterlässt, die
rechtswidrige Information zu entfernen oder den Zugang zu seinem Dienst zu
sperren und somit die Verletzung der Rechte Dritter nicht abstellt.

Das Kassationsgericht wies die Entscheidung darüber, ob die Mitteilung zwingend
die URL eines strittigen Inhalts enthalten soll oder ob andere Angaben ausreichen,
um den Anbieter in Kenntnis zu setzen, an das Mailänder Berufungsgericht
zurück.

Schließlich stellte das Kassationsgericht klar, dass Artikel 17 der E-Commerce-
Verordnung bezweckt, die Zusammenarbeit zwischen Hosting-Anbietern und
nationalen Justiz- und Verwaltungsbehörden bei der Ermittlung und Verhütung
rechtswidriger Aktivitäten zu verbessern. Da Artikel 17 einen allgemeinen
Grundsatz enthält, können Hosting-Anbieter, seien sie aktiv oder passiv, nicht
dafür haftbar gemacht werden, wenn sie ihre Dienste nicht präventiv
überwachen. Allerdings sollten sie die Behörden unverzüglich informieren, wenn
ihnen möglicherweise rechtswidrige Aktivitäten auf ihren Diensten bekannt
werden.

Corte di Cassazione, I sezione civile, sentenza n. 7708/2019 pubblicata il
19 marzo 2019

http://www.cortedicassazione.it/cassazione-
resources/resources/cms/documents/7708_03_2019_no-index.pdf

Kassationsgericht, Erste Zivilabteilung, Urteil Nr. 7708/2019, veröffentlicht am
19. März 2019
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